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je Regierung an das wählende Volk
Berlin, 14. Januar.

Amtlich. Die Regierung veröffentlicht eine Kund-
ung, in der es u. a. heißt: Das deutſche Volk ſteht vor

Wahlen zur Nationalverſammlung. Dieſe nur
lein kann uns den Frieden bringen. Est den ungeſtörten Verlauf der Wahlen zu ſichern. Pflicht

es jeden Deutſchen iſt, hierbei zu helfen. Die Wahl
iheit iſt jedem Volksgenoſſen durch das Geſetz insbe-
dere durch den S 107 des R. St. G. ausdrücklich verbürgt.
je Reichsregierung will jeder Störunger Wahlhandlung mit Entſchiedenheit

ntgegentreten.
Die Reichsregierung. Ebert. Scheidemann

Der Zentralrat. Leinert. Cohen.

Ein Kufruf der Regierung
Berlin, 13. Januar.

In einem Aufruf der Reichsregierung an das deutſche Volk
ißt es: „Nach einer Woche ſchwerer Wirren kehrt in
rlin die Ordnung zurück. Die Regierung iſt ſich der Zu
mmung und der Hilfe des Volkes bewußt, wenn ſie entſchloſſen

die Wiederholung ähnlicher Greuel mit allen
itteln zu verhindern. Die Nationalverſammlung, die am

ſächſten Sonntag nach dem freieſten Wahlrecht der Welt gewählt
werden wird, ſoll die Verfaſſung d es Deutſchen Reiches be-
ſtimmen, die Regierung nach ihren Wünſchen zuſammenſetzen
nd über den abzuſchließenden Frieden Beſchluß faſſen. Die

Regierung bereitet in dieſer Hinſicht alles
Frforderliche vor. Die Feſtſtellung der nationalen Be
ſizherteilung im Oſten jedoch kann nur Aufgabe der Friedens
onferenz ſein. Gegen den polniſchen Annexionis-
mus bedarf unſer Land des Schutze s, den ihm das
Volk nicht verſagen darf. Nicht minder gilt es, unſere Grenzen

en die neue ruſſiſche Militärdespotie zu ſchützen, die einen
euen Weltkrieg entfeſſeln will, deſſen Schauplatz unſer Land
ſein würde. Die gegenwärtige Regierung beſteht aus Vertretern
er Arbeiterklaſſe, aus Sozialdemokraten. Sie kann nur handeln
nach ihren eigenen politiſchen Grundſätzen. Ueber ihr ſteht nie-

Volk,
ſchweres Amt weiterführen oder von ihm willig zurücktreten, je
nachdem wie die Entſcheidung des Volkes fällt.“

Berlin, 14. Jan. (Privatbebegwamen.) Der heutige Kab
nettsvat beſchäftigte ſich, wie wir hören, in der Hauptſache mit
der Polenfrage.

Ergebnis der bayriſchen Wahlen
München, 14. Januar.

Die einſtweiligen Wahlergebniſſe liegen nun aus ſämtlichen
191 rechtsrheiniſchen Diſtriktsverwaltungen vor. Nach unver-
vbindlicher Berechnung ergibt ſich für die einzelnen Parteien für
das rechtsrheiniſche Bayern die folgende Zahl von Sitzen im
Landtag: Bayeriſche Volkspariei 52 6 Landes-
abgeordnete gleich 55, Sozialdemokratiſche Partei
46 5 Landesabgeordnete gleich 51, Deutſche Volks-
vartei 20 2 Landesabgeordnete gleich 2, Bayeriſcher
vauernbund 15 2 Landesabgeordnete gleich 17, National-
liberale und Bahyeriſche Volkspartei 5 0 Landesabgeordnete
gleich 5, Unabhängige Sozialiſten 3 4 0 Landesabgeordnete
gleich 3. Hierzu kommen noch 22 2 gleich 24 Abgeordnete für
den rechtsrheiniſchen Bezirk Pfalz, in dem die Wahlen am
2 Februar ſtattfinden werden.

Der Volksſtaat Bayern hat vom 14. Januar ab zur Aufvecht
erhaltung der Ruhe und Sicherheit und zur Fernhaltung un
ruhiger Elemente Paßzwang für den Perſonenverkehr aus dem
übrigen Deutſchland nach dem rechtsrheiniſchen Bayern einge
führt.v 2

Der „Vorwärts“ ſchreibt zu den Wahlen in Württemberg:
Am 12. Januar hat Württemberg gewählt. Von den abgegebenen
Stimmen ertfielen rund 2,7 Prozent auf die Unabhängigen.
Das dürfte dem Reichsdurchſchnitt ungefähr entſprechen. Das
Blatt meint: drei wollen befehlen, 97 ſollen ihnen gehorchen. Jſt
das Demokratie? Das Dokument dafür, das wir veröffentlichen,
iſt der Quell des breiten Blutſtromes, der ſich in der vergangenen
Woche über Berlin ergoſſen hat. Indem Ledebour, Liebknecht

uſw. das Dokument unlerzeichneten, unterſchrieben ſie kaltblütig
das Todesurteil für ungezählte Hunderte.

Bremen, 13. Januar.
Der A. und S.-Rat hat in ſeiner heutigen Vollſitzung mit

101 gegen 88 Stimmen die Beteiligung Bremens an der
NLationalverſammlung beſchloſſen.

Wenn's nach Eisner ginge
Bern, 13. Januar.

Ein Sonderberichterſtatter des „Matin“ hat in München am
Januar den Miniſterpräſidenten Eisner interviewt. Eisner er

lärte ihm unter anderem, daß die Unabhängigen in Deutſch
land die ungeheure Mehrheit des Volkes hinter ſich
hätten. (7) Bei den Wahlen würden die Unabhängigen die
danze Macht in Deutſchland haben und die Herren vom

Schlage Scheidemann und Auer würden den Unabhängigen die
erſte Stelle einräumen müſſen. Auf die Frage des Bericht
erſtatters: Eisner glaube an die 2ukunft der A.- und S.-Räte
in Deutſchland?, ſagte Eisner wörtlich: Und ob ich daran glaube,
die Sowjets werden die Kontrolle über die Regie-
rung und das Parlament beſitzen. Auf die Bemerkung
des Berichterſtatters, daß dies reiner Bolſchewismus ſei, ſagte
er Deutſchland gibt einen ſozialiſtiſchenStaat. Eisner hob zum Schluß hervor, daß infolge der
enormen Lebensmittelteuerung der frühere kleinere Bürger
und der ein feſtes Gehalt beziehe, jetzt dem Elend preisgegeben,
Proletarier geworden wäre und in die Reihen der Unabhängigen
eingetreten ſei.

Die Tagung der Nationalverſammlung
Man ſchreibt uns aus parlamentariſchen Kreiſen:
Termin und Ort für den Zuſammentritt der Nationalver-

ſammlung ſtehen zurzeit troch nicht endgültig feſt, da die hier
über gepflogenen Verhandlungen erſt vor der Entſcheidung
ſtehen. Bei der Wahl des Ortes muß in Betracht gezogen werden,

daß die Unterbringung von mehr als 400 Abgeordneten auf
einige Wochen erhebliche Anforderungen ſtellt und das gleiche
gilt auch unter den heutigen Verhältniſſen für die Regelung und
Sicherſtellung der Verpflegung. Man rechnet indes damit, daß
die Einberufung der Nationalver ſammlung im Laufe der
erſten oder am Anfang der zweiten Februar
woche wird erfolgen können. Die Vorlagen für die
Nationalverſammlung werden in den zuſtändigen Reichsämtern
mit allen Kräften gefördert. Jn erſter Linie handelt es ſich um

den Entwurf der neuen Reichsverfaſſung, deſſen
abſchließende Beratungen ſchon in nächſter Zeit zu erwarten ſind.
Gs wird damit gerechnet, daß dieſer Enttvurf, ſobald er end
gültig feſtſteht, zur Veröffentlichung gelangt, um den weiteſten
Kreiſen Gelegenheit zu geben, hierzu Stellung zu nehmen. Zum
Arbeitsſtoff der Nationalverſammlung werden ferner die von der
Reichsfinanzverwaltung in Ausſicht geſtellten finanzpoli-
tiſchen Vorlagen gehören. Wie weiter verlautet, ſollen
zu den Vorlagen auch noch einige andere Geſetz entwürfe
u. a. ſozial politiſchen Jnhalts gehören. Die Leitung
des Büros der Nationalverſammlung dürfte dem bisherigen
Bürodirektor des Reichstages Geheimrat Jungheim übertragen
werden, der mit der parlamentariſchen Geſchäftsführung genau
vertraut iſt.
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Der Waffenſtillſtand geht weiter
Genf, 14. Jannar.

Das „Echo de Paris“ erfährt von einem Mitglied der
Friedenskonferenz: Zwiſchen den alliierten Staatsmännern
ſei der lebhafte Wunſch nach einem beſchleunigten Frie-
densſchluß zutage getreten.

Weiter wird aus Paris gemeldet, daß trotz der in
Berlin ſtattgefundenen Unruhen und der dadurch be
dingten unſicheren Stellung der Regierung Ebert-Scheide-
mann die Waffenſtillſtandskom miſſion im
Einvernehmen mit Marſchall Foch von den Alliierten
zu einer Verlängerung des Waffenſtillſtands-
vertrages ermüchtigt ſei unter der Vorausſetzung, daß
Deutſchland ſich den neuen Bedingungen unterwirft.
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Berlin, 14. Januar.
Der Vorſitzende der deutſchen Waffenſtillſtandskommiſſion,

Staatsſekretär Erzberger, traf heute morgen, von Ulm kommend,
in Kaſſel ein. Vor der Weiterreiſe nach Trier fand eine längere
Beſprechung mit der Oberſten Heeresleitung ſtatt. Jn Trier
wird General von Winterfeldt, der aus Spag kommt, mit den drei
übrigen Delegierten zuſammentreffen, ſo daß dann die deutſche
Delegation für die Verhandlungen zur Ver
längerung des Waffenſtillſtandsabkommensvollzählig beiſammen iſt. Die Verhandlungen berinnen, wie
bereits gemeldet, morgen vormittag auf dem Bahnhofe in Trier.
Zur Eröffnung wird auch Marſchall Foch erwartet.

London, 13. Januar.
Eine amtliche britiſche Verlautbarung aus Paris beſagt, daß

die britiſche Reichsdelegation heute morgen verſchiedene mit der
kommenden Friedens konferenz zu ſammenhängende
Fragen erörterte. Die Vertreter der alliierten und aſſoziierben
Regierungen traten als Oberſter Kriegsrat um 2 Uhr 30 Min.
nachmittags im Quai d'Orſah zuſammen und ſetzten die Be
dingungen feſt, unter denen der Waffenſtillſtand mit
Deutſchland verlängert werden ſoll. Unter den
feſtgeſetzten Punkten befindet ſich die Frage bezüglich der Ueber
gabe der deutſchen Schiffe und der deutſchen bisher noch im
Bau oder in Reparatur befindlichen Unterſeeboote, die
Vollendung der Uebergabe des Eiſenbahn und Trans
portmaterials und der aus den alliierten Ge-
bieten mit genommenen Maſchinen. Jn einer
zweiten Sitzung ſetzten die Vertreter den Gedankenaustauſch be
züglich der Arbeitsweiſe und anderer mit den kommenden Frie
densverhandlungen zuſemmenhängenden Fragen fort. Es wurde
beſchloſſen, daß die erſte formelle Sitzung der internationalen
Präliminarkonferenz am nächſten Sonnabend
finden ſoll
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Wie es kam
Urſache und Veranlaſſung der Revolution.

Der 30. September 1918 wird für immer der Wende-
punkt in der Geſchichte des Krieges und in der Entwick-
lung des Deutſchen Reiches ſein. Still und ruhig war am
13. Juli 1918 der Reichstag auseinandergegangen. Die
alte Sozialdemokratie hatte zwar den Etat abgelehnt, den
Kriegskredit aber nach entſprechenden Erklärungen der
Reichsregierung über ihre Friedenspolitik wieder be-
willigt. Nichts deutete auf einen Zuſammenbruch. Am
15. Juli kam plötzlich an der Weſtfront die deutſche Offen-
ſive ins Stocken. Ein Vorſtoß bei Reims mißlang, und zu
gleicher Zeit griff das feindliche Heer zwiſchen Soiſſons
und der Marne mit überlegenen Kräften an. Von dieſem
Tage an mußte auf der Weſtfront ein langſamer Rückzug
angetreten werden. Trotzdem waren aber Ende September
noch nicht die alten Stellungen vom März 1918 wieder er
reicht. Jedenfalls war, wie auch die Oberſte Heeresleitung
den Vertretern der Preſſe mitteilen ließ, das Kräftever-
hältnis Ende September ungefähr dasſelbe, wie es im
März 1918 bei Beginn der deutſchen Offenſive geweſen
war.

Am 24. September 1917 trat der Hauptausſchuß des
Reichstages wieder zuſammen. Seit Wochen hatte die
Preſſe der Linken auf eine weitere Ausdehnung des par-
lamentariſchen Regiments hingearbeitet. Die Parlamen-
tariſierung vom November 1917 war der Linken nicht mehr
genügend. Nun ſollte nicht bloß der Reichskanzler nach
vorheriger Rückſprache mit den Parteien der Mehrheit er-
nannt werden, ſondern die Reichsregierung ſollte ſich über
haupt ans Vertrauensleuten oder Parlamentariern der
Mehrheit zuſammenſetzen. Die einzelnen Parteien der
Mehrheit, insbeſondere die Sozialdemokraten und die
Nationalliberalen, hatten ſchon entſprechende Richtlinien
ausgearbeitet, die für die Führung der Reichsgeſchäfte
und für den Eintritt ihrer politiſchen Parteigänger in die
Reichsregierung zur Grundlage dienen ſollten. Das
Zentrum aber beſchloß, vorlaufig am Miniſterium Hert-
ling feſtzuhalten. Jeder Konflikt ſchien beigelegt. Do
wurde am 26. September die Nachricht von der Waffen-
ſtreckung und dem Zuſammenbruch Bulgariens be-
kannt. Dieſe Waffenſtreckung kam den leitenden Kreiſen
anſcheinend völlig überraſchend. Jedenfalls hatte man
die größere Oeffentlichkeit nicht davon unterrichtet und
Vorkehrungen, um den Abfall zu verhindern, waren nicht
getroffen. Jm Gegenteil, als die Offenſive an der Salo-
nikifront begann, war man bei der Oberſten Heeresleitung
noch ganz unbeſorgt und nahm nicht an, daß die feindlichen
Mächte dort irgend einen Erfolg erreichen könnten.

Am 28. September begab ſich darauf der Reichskanzler
Graf Hertling mit dem Staatsſekretär des Auswärtigen
Amtes, von Hintze, ins Hauptquartier. Er hatte die feſte
Abſicht, auch weiterhin die Reichsgeſchäfte zu führen. Jm
Hauptqquartier aber wurde ihm bedeutet, daß ſofort den
feindlichen Mächten von deutſcher Seite ein Waffen-
ſt i Iſt a nd angeboten werden müßte und daß zur
Führung der Reichsgeſchäfte ein Miniſterium auf breite-
ſter Grundlage unter Heranziehung der Sozialdemokratie
zu bilden ſei. Die militäriſche Lage winde infolge der
Mißerfolge der drei vorhergehenden Tage als ſo ernſt ge-
ſchildert, daß das Wiffenſtillſtandsangebot keine 24 Stun-
den hinausgeſchoben werden dürfe. Am 30. September er-
ſchien die Bekanntmachung vom Rücktritt des Reichs
kanzlers. Jn dem entſprechenden kaiſerlichen Erlaß wurde
erklart: „Jch wünſche, daß das deutſche Volk wirkſamer
als bisher an der Beſtimmung der Geſchicke des Vater
landes mitarbeitet. Es iſt daher mein Wille, daß
Männer, die vom Vertrauen des Volkes getragen ſind, in
weitem Umfange teilnehmen an den Rechten und Pflichten
der Regierung.“

Jn dieſem Erlaß war keine Rede davon, daß beſtimmte
Parteien oder Parteigruppen des Reichstages von der
Leitung der Reichsgeſchäfte ausgeſchloſſen ſein ſollten.
Daher war auch die konſervative Fraktion des
Reichstages bereit, ſich trotz ſchwerwiegender Bedenken
gegen die Mitarbeit mit einem Miniſterium, zu dem auch
Sozialdemokraten hinzuzuziehen waren, zur Verfügung zu
ſtellen. Sie faßte in ihrer Fraktionsſitzung vom 2. Oktober
folgenden Beſchluß: „Die konſervative Fraktion war und
iſt entſchloſſen, ſich auf den Boden des Kaiſerlichen Erlaſſes
vom 30. September d. J. zu ſtellen und ſich, auch unter
Opfern der Ueberzeugung, an einer Regierung zu be-
teiligen, die ſich zur Aufgabe macht, alle Kräfte des Volkes
in geſchloſſener Einheitsfront für die ehrenvolle Beendi-
gung des Krieges einzuſetzen.“

Die Mehrheitsparteien aber lehnten
die Beteiligung der konſervativen Männer
an der Reichsregierung ab, und bildeten ſchließ-
lich unter dem Reichskanzler Prinzen Max von Baden
unter Hinzuziehung der Nationalliberalen, die in dieſer
Hinſicht ſehr ſchnell umlernten, die Reichsleitung. Dieſe
Reichsleitung erließ am 5. Oktober an den Präſidenten
Wilſon das Waffenſtillſtandsangebot.

Dieſes Angebot rief ſowohl im Inlande wie im Aus
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lande den allerungünſtigſten Eindruck hervor. Die Feinde
triumphierten, und in allen anderen Ländern ſah man das
Angebot als cin deutliches Zeichen des Zuſammenbruchs
an. Dementſprechend ſtellten die Feinde ſofort die weit
gehendſten Forderungen. Von irgend einer Verſtändigung
oder von einem Rechtsfrieden war bei den Gegnern keine
Rede. Jm Jnnern gingen die Beſtrebungen auf Beſeiti
gung der Rechte des Kaiſers und Verankerung der parla-
mentariſchen Macht immer weiter. Nachdem einmal die
Bahn beſchritten war, gab es kein Halten mehr.

Nachwehen der Revolution
Berlin, 14. Januar.

Die planmäßigen Entwaffnungen haben heute früh
7 Uhr 80 Min. begonnen. Moabit iſt beſetzt. Die Be
ſetzung iſt unblutig verlaufen. Die Arbeit wird fortgeſetzt. Di e
Beſetzung und Entwaffnung iſt nötig, damit
keine Störung der Wahlen möglich iſt,

Jn einigen Straßen in Mogbit wurden von den Truppen
in Privatwohnungen größere Mengen von Munition und Waffen
vorgefunden, die beſchlagnahmt wurden. Jn dem Landesaus-
ſtellungspark wurden von den dort befindlichen Abteilungen der
Volksmarinediviſion, die ſich für neutral erklärt habe, nach
der militäriſchen Darſtellung die ſämtlichen Waffen abgeliefert
und mehrere Autos voll Waffen nach der Kaſerne des 4. Garde
Regiments gebracht. Spartakiſten verſuchten in der vergangenen
Nacht die Franzer-Kaſerne durch Gasbomben auszu
räuchern, wurden aber durch die Soldaten, die ſich mit Gas
masken geſchützt hatten, nach einſtündigem Gefecht vertrieben.
Ein Nachtangriff der Spartakkiſten von den Dächern der Halleſchen
Tor Gebäude aus wurde von den Wachmannſchaften unter Zu
hilfenahme don Leuchtraketen abgewieſen.

Bei der Durchſuchung im Hauſe Liebknechts wurden die
Frau, ein Sohn, eine Tochter und das Dienſtmädchen vorüber
gehend verhaftet, aber ſpäter wieder freigelaſſen. Die Durch
fuchung der Wohnung ſoll zum Teil fehr wichtiges, Lieb-
knecht ſchwer belaſtendes Material ergeben
haben.

Jn der Kaiſerin Auguſta-Allee kam es zu einem Zu
ſammenſtoß. Dort haben regierungsfeindliche Elemente einen
Straßenbahnwagen umgeworfen und Barrikaden errichtet. Die
Schienen des Nordringes der Stadtbahn ſind von Spartakus-
leuten an mehreren Stellen aufgeriſſen worden, ſo daß ein Zug
oerkehr unmöglich iſt.

Der am Freitag über Spandau verhängte Belagerungs-n iſt vom Oberbefehlshaber Noske weder aufgehoben
worden.

Nach Auskunft der Direktion der Berliner Hoch- und Unter
zrundbahr haben deren Angeſtellte wegen Nichtbewilli-
gung ihrer übertriebenen Lohnforderungen die
Arbeit niedergelegt. Es iſt voch ganz unſicher, wann
der Betrieb wieder aufgenommen werden kann.
In den hieſigen Betriebswerkſtätten der Eiſenbahn, in denen

ine Menge reparaturbedürftige Lokomotiven wieder inſtand-
geſetzt werden ſollen, waren in Verbindung mit der ſpar-
takiſtiſchen Bewegung auf Veranlaſſung eines vor
einiger Zeit in den Arbeiterrat gewählten Spariakiſten Lohn-
forderungen aufgeſtellt wonden, die zu einem Streik geführt
haben, deſſen Beilegung aber binnen kurzem erwartet werden
kann. Das durchaus zuverläſſige und arbeitswillige Perſonal im
Betriebsdienſt hat mit dieſer Lohnbewegung nichts zu tun.

Dresden, 14. Januar.
Der Etat der ſächſiſchen Staatseiſenbahnen ſchließt für das

Jahr 1918 mit einem Fehlbetrag von 100 Millionen M. ab,
während der Staat bisher aus den Eiſenbahnen einen jähr-
lichen Ueberſchuß von 40 Millionen M. zog.
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Aus Deutſchlands tiefſter Schmach
Aus Berlin wird uns geſchrieben:
Die Zeiten des ruhmreichen deutſchen Volksheeres ſind

vorüber. Wir ſind zurückgeglitten in die Tage des
dreißigjährigen Krieges. Söldnerheere, geworben
zum Bruderkampf Deutſcher gegen Deutſche. Die
Ebert- Regierung bietet 10 Mark
20 Mark. SpartakusJn dieſem Kampfe mit geiſtigen Waffen übt

die Liebknechſſche „Aufklärung“ viel Ueberzeugungskraft
auf den gewollt arbeitsloſen Mob. Wer dem Soöldner
20 Mark täglich bietet, ſchädigt die „Kapitaliſten“ offenbar
mehr als der nur 10 Mark Bietende. Mit ſolchen Ev-
wägungen glaubt der Ueberläufer ſogar noch ein Quent-
chen politiſcher „Moral“ zu retten. Man kann es täglich
hören auf den Straßen Berlins.

Das „große ſozialiſtiſche Deutſchland“
Wien, 13. Januar.

Die Reichskonferenz' der Soldatenräte, die heute in
Wien tagte, beſchloß, an die Soldatenräte in Berlin,
Leipzig, Stuttgart uſw. eine Depeſche zu richten, in der
die herzlichſten Brudergrüße mit dem Gelöbnis überſandi
werden, daß es für die Deutſchöſterreicher nur ein
Vaterland gebe, das große ſozialiſtiſche Deutſch
land.

Heimkehr deutſcher Gefangener aus England
Berlin, 14. Januar.

Die engliſche Regierung ſetzt erfreulicherweiſe den Ab
transport kranker und verwundeter deutſcher
Krie s- und Zivilgefangener in die Heimat fort.
Es ſind in der letzten Zeit folgende Transporte angekommen:
Jn Neufahrwaſſer etwa 350 Zivilgefangene, in der Jahdemün-
dung 2000 Zivilgefangene, in Rotterdam ein engliſches Hoſpital-

ſchiff mit 28 Offizieren und 299 Unteroffizieren und Mann
ſchaften, die den Austauſchbedingungen für Schwerverwundete
entſprechen. Von dort aus iſt die Weiterführung mit einem
Lazarettzug nach dem Heimkehrlager Bremen erfolgt.

Kusweiſung der Deutſchen aus Kaukaſien
Berlin, 13. Januar.

Bei der Beſetzung von Tiflis verlangten die Engländer die
ſofortige Abreiſe der deutſchen diplomatiſchen
Delegierten und des Konſulats binnen 48 Stunden. Die
engliſche Miſſion will außer der Entfernung des deut
ſchen amtlichen Vertreters auch die ſofortige Ausweiſung aller
Reichsdentſchen aus dem Kaukaſus erzwingen. Die deutſche Re
gievung beantragte bei der Waffenſtillſtandskommiſſion und den
feindlichen Regierungen die Rückgängigmachung der Ausweiſung.

Unſere handelsbeziehungen zu Holland
Amſterdam, 13. Januar.

„Algemeen Handelsblad meldet, daß das Wirtſchaftsprovi-
ſorium an Deutſchland gekündigt ſei. Das neue, mit den
Alliierten beſchloſſene ſieht auch eine Regelung der Aus
fuhrbeziehungen Hollands zu Deutſchland vor.
Jm Augenblick beſteht kein einziges offizielles
Abkommen über die wirtſchaftlichen Beziehun-
gen zu Deutſchland. Ueber die Neuregelung wird noch
verhandelt

Waſhington, 13. Jannar
(Reuter.) Wilſon ſandte dem Kongreß eine Botſchaft, in

der er zur Bewilligung der 100 Millionen Dollar
für die Milderung der Hungersnot Europas drängt, in dem er
ſagt, daß der im Weſten weiterſchreitende Bolſche-
wismus nur durch Lebensmittelhilfe, die der
Schlüſſel zur geſamten europäiſchen Lage und
r Friedensſchluß ſei, zum Stehen gebracht werden
önne.

Luxemburgs neue Fahrt
Luxemburg, 183. Januar.

Eine Bekanntmachung der Regierung kündigt die baldige
Aufnahme der wirtſchaftlichen Verhandlungen mit der Entente
an, beſonders mit Frankreich und Belgien. Da die Groß-
herzogin befürchtet, daß ſie für die Verhandlungen ein Hinder-
nis ſein könne, erklärte ſie ſich bereit, auf den Thron zu ver
zichten, und beauftragte die Regierung zur Vornahme der er-
forderlichen Maßnahmen.

Das Steuerprogramm des Reiches
Aus dem vorläufigen Steuerprogramm der Reichsregiwerden nunmehr im „Reichsanzeiger“ zwei Geſetzentwür erung

öffentlicht. Der eine betrifft eine außerordentliche Krle d
abgabe für das Jahr 1919. Es handelt ſich hierbei,
einigen Abweichungen abgeſehen, um eine Wiederholung
Kriegsabgabe, wie ſie für das Rechnungsjahr 1918 r
hebung gelangte. Dabei muß aber vorausgeſchickt werden
derienlge Teil des Entwurfs, der ſich mit der Abgabe vom
mögen der Einzelperſonen beſchäftigt, nicht Geſetz we
den ſoll, wenn die c einmalige Vermögensabgabe die z

wird
für

ſtimmung der zur Geſetzgebung berufenen Organe finden
Das Geſetz über eine außerordentliche ger e

das Jahr 1919, ſo wie es im Entwurf vorliegt, zerfällt
Hauptteile: 1. in die Abgabepflicht der Einzelperſonen
in die Abgabepflicht der Geſellſchaften. Die
ſollen eine Abgabe vom Mehreinkommen und vom Vermsahlen. Beträge des Mehreinkommens bis 3000 M. bleiheſceherſtei. War das veranlagte Einkommen vor dem Kri
niedriger als 10 000 M., ſo gilt als Friedenseinkommen
Betrag von 10 000 M.

Die Abgabe vom Mehreinkommen beträgt firdie erſten 10 000 M. des abgabepflichtigen Mehreinkomme
5 vom Hundert, für die nächſten angefangenen oder
10 000 M. 10 vom Hundert, für die nächſten angefangenen
vollen 30 000 M. 20 vom Hundert, für die nächſten angefangenen
oder vollen 50 000 M. 30 vom Hundert, für die nächſten g
fangenen oder vollen 100 000 M. 40 vom Hundert, für die wed
teren Beträge 50 vom Hundert.

Die Abgabe vom Vermögen wird nur erhoben
Vermögensbeträgen von mehr als 100 000 M. Sie beträ
die erſten 200 000 M. 1 vom Tauſend, für die nächſten ange
fangenen oder vollen 300 000 M. 2 vom Tauſend, für b.
nächſten angefangenen oder vollen 500 000 M. 3 vom Tauſend
für die nächſten angefangenen oder vollen 1 Million M. 4 von
Tauſend, für die weiteren Beträge 5 vom Tauſend. Maßgebend
für das ſteuerpflichtige Vermögen iſt im allgemeinen der er,
mögensſtand vom 31. Dezember 1918.

Gegenſtand der Kriegsbe eſellſchaften iſt der Mehrgewinn des inften Kriegenefäreg,
jahres. Während nach dem erſten Geſetz über eine auferordent.
liche Kriegsabgabe für das Rechnungsjahr 1918 die höchſte d.
gabe der Geſellſchaften vom Mehrgewinn 60 vom Hundert be
trug, iſt fie in dem Entwurf für 1919 mit 80 vom Hundert vor,
gefehen, und zwar iſt die Staffelung der Abgabe bei dem
Mehrgewinn degreſſiv. Alle Mehrgewinne über 1 Million R.
zahlen 80 vom Hundert Kriegsſteuer. Für die geringeren e.
winne ſtnd Ermäßigungen um 10--50 vom Hundert vorgeſehen
Ein Uebermaß der Beſteuerung wird dadurch verhindert, daß
die Mehrgewinnſteuer des Reiches einſchließlich der Stagtz.
und Gemeindeſteuern (ſoweit dieſe letzteren von den dem Mehr
gewinn bildenden Teil des Einkommens erhoben werden) in
jedem Falle nicht über 90 vom Hundert hinausgehen ſoll.

Der zweite Geſetzentwurf betrifft eine Krieg
abgabe von dem Vermögenszuwachs, der in der Zeit von
81. Dezember 1913 bis zum 31. Dezember 10918 eingetreten iſt
Damit ſoll die Kriegsgewinnbeſteuerung der Einzelperſonen
abſchließend geregelt werden, während dieſe für die Geſel,
ſchaften bereits durch den Entwurf des Kriegsabgabegeſetzet
für 1919 (ſiehe die obigen Erläuterungen) vorgeſehen iſt. Die
Einzelperſonen haben ſchon auf Grund des Kriegsſteuergeſete;
vom 21. Juli 1916 und auf Grund des Geſetzes über die Er
hebung eines Zuſchlages zur Kriegsſteuer vom 9. April 1917
eine Abgabe von dem in der Zeit vom 31. Dezember 1913 i
zum 81. Dezember 1916 erzielten Vermögenszuwachs gezahlt
Nunmehr wird noch einmal, und zwar jetzt der ganze Zeitraum
vom 31. Dezember 1913 bis 31. Dezember 1918 erfaßt.wird die anf Grund der oben genannten Geſetze erhobene bzw.

vorgeſehene Steuer von den auf Grund des neuen Geſetze
zahlungspflichtigen Betrages in Abzug gebracht.

Für die Berechnung des Permögernsſtandet
vom 31. Dezember 1913 iſt das für die Berechnung des Wehr-
beitrages feſtgeſtellte Vermögen maßgebend. Die Berechnun
des Vermögensſtandes vom 31. Dezember 1918 geſchieht na
Maßgabe des Beſitzſteuergeſetzes, wobei aber wefcntliche Ab
weichungen zu berückſichtigen ſind. Beſondere Abzugsrechte be
treffen u. a. Erwerbungen von Todeswegen, jeder durch Erb
ſchaft, durch Vermächtnis, durch Anfall eines Lehensſtammgutes
oder Fideikommiſſes erworbene Vermögenszuwachs ſoll grund
ſätzlich ſtenerfrei bleiben, darf alſo von dem Vermögensſtande
vom 81. Dezember 1918 in Abzug gebracht werden. Von den
anderen Vermögen (Vermögensſtand vom 81. Dezember 1918) iſt
ferner uncer anderem abzuziehen der (am 31. Dezember 1913
feſtgeſtellte) Kapitalwert der auf dem Vermögen des Abgabe
pflichtigen, auf die Lebenszeit einer beſtimmten Perſon be
ſchränklen Leiſtungen, wenn dieſe innerhalb der Zeit vom 31. De
zember 1913 bis 31. Dezember 1918 geſtorben iſt. Weiter ſind
abzuziehen Kapitalauszahlungen, die im Veranlagungszeitraum
aus einer Verſicherung erfolgt ſind. Auch wer im Veranklaguig-
zeitraum eine Schenkung von mehr als 1000 Mark empfangen
hat, hat dieſen Betrag von dem Vermögensſtande am 31. De
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Das Licht im Sumpf
Roman von Luiſe Weſtkirch

„Er is der Vierte auf der Neihe“, ſagte ſie eintönig.
„Wie meinſt das?“ Was für ein Vierter?“
„Der Vierte, der um mich freit un vor der Hochzeit

wegbleibt.“
„Willſt mein Meinung wiſſen?“ antwortete Nedder-

brink raſch. „Da kannſt dich bei Gerd Clüver für be-
danken. Paß Achtung, ſolang der auf ſein Hof ſitzt, läßt
er's nich zu, daß ein ander ihm dich wegnimmt.“

Eva richtete ihre Augen groß auf ihren Stiefvater.
Ein grünliches Schillern war in ihrem Blau.

„Denn ſo müßt' ich woll an'n letzten Ende Gerd Clüver
ſelber frein? Wie? Jch will dr über nachdenken.“

g. drrbeint lachte ſchrill: „Das is ein guten
Spa TJn diefen Tagen kam Gerd immer erſt ſpät in der
Nacht von Quelkhorn zurück. Das Richtfeuer der alten
Seſche war meiſt längſt erloſchen, und die Sterne am
Himmel am Erbleichen. Aber trotz der ſpäten Stunde
grüßte ihn aus ſeinem eigenen Haus immer ein Lichtlein
wie ein wachendes Auge. Am Herdhimmel auf dem Flet
brannte das Oellämpchen. Ueber glühenden Törfen auf
dem Roſt wartete die Abendgrütze. Er rührte ſie nicht an.
Er ſchnitt auch keine Scheibe von dem Brotlaib auf dem
Tiſch. Nur von dem friſchen Waſſer, das daneben ſtand,
trank er gierig. Aber ihn verdroß dieſe tägliche Sorge um
ihn. Eines Morgens ſtellte er Wöbke zur Rede.

„Was ſoll das bedeuten, daß dr ein Licht die ganſe
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Nacht für mich brennt? Un was ſoll das Gepäppel mit
heißer Grütze un Brot, un was nich all? Jch bin kein
lüttjen Jung mehr.

Wöbke ſah
Licht angeſtochen, Gerd.
Feuer geſtellt.“

Und ſo'n Aufvaſſerei verbidd' ich mir.“
ihn verwundert an. „Jch hab dr kein

Jch hab' dr auch kein Eſſen aufs
e

„Du nicht? Wekeen denn?“
„Jch weiß nich, Gerd. Sollte die Dern, die Malle
„Malle?!“
„Jch kann du wahrhaftig nich für.“
„Denn ſag der Dern man, daß ſie das bleiben läßt.

Sie ſoll ſich um ihr Arbeit kümmern.“
„Das tut ſie, Gerd. Das tut ſie upſtunn wirklich.

Sie is ſleißig un hat guten Willen.“
Am nächſten Abend fand Gerd ſein Haus dunkel. Er

ſtolperte und war verdricßlich, weil ihm einficl, daß er
vergeſſen hatte, ſein Kammerfenſter zu öffnen. Er fand
es aber weit offen ſtehen, und das Waſſer im Waſſerkrug
war friſch.

Jn der eiferſüchtigen Wut, die er vergebens in
Quelkhorn beim Wirt zu erſaufen verſucht hatte, ärgerte
ihn auch das. Wenn Eva Janſen ſich nicht um ihn
kümmerte, Malle Henderſen brauchte es wahrhaftig nicht
zu tun.

Die Tage gingen hin. Wieder war ein Sonntagnach-
mittag. Ede war längſt ausgeflogen und Gerd machte ſich
in feiner Kammer fertig, es ihm nachzutun. Da ſah er
auf der Brücke, die über den Kanal auf ſeinen Hof führte,
der Brücke, die leer und einſam lag jeden Tag, jede Stunde
im Jahr, eine lichte Geſtalt daherkommen.

Er fuhr ſich über die Augen. Es war kein Traum-
bild! Eva! Eva Janſen! Sie kam zu ihm! Jhre
harten Worte reuten ſie. Sie kam zu ihm!

Mit bebenden Händen ſchlang er das Halstuch unter
ſeinem Kragen und konnte den Knoten nicht ſchlingen vor
Ungeduld. Dann ſtürmte er hinaus, ihr entgegen.

Es war ihm aber eine zuvorgekommen.
Eva hatte eben, anmutig ſchreitend, den Bootsſchuppen,

in dem der lecke Torfkahn moderte. hinter ſich gelaſſen, als,
ihr den ſchmalen Pfad verſperrend, wie aus kör Erde her-
vorgeſtiegen, Malle vor ihr ſtand eine andere Malle, ols
ſie kannte. Vor Erſtaunen blieb Eva ſtehen. Sie war Malle
ſeit Wochen nicht begegnet, und ganz verwandelt erſchien ihr
die bubenhafte Dirne gewachſen noch, oder machte das

t nur das ausreichende Gewand, das ſie trug? Voller war
ihr Geſicht, wunderbar rein die ſcharfen Linien von Stirn
und Naſe, und das ſilberſchimmernde Haar lag um ihren
Kopf wie der lichte Schein um den Kopf der Mutter Maria
auf dem Krenzigungsbild in der Grasdorfer Kirche Frei
lich, die Augen hatten nichts Heiliges. Ein Haß ohne Maß
flammte Eva daraus entgegen.

Ein paar Augenblicke ſchauten die beiden Mädchen ein
ander in ſtummer Feindſchaft an. Dann hob Malle ab
weiſend die Hand.

„Geh weg von dieſen Hof, du!“
Jm ſelben Augenblick ſtürmte Gerd vom HaHuſe her.
„Eva! Eva! Du kommſt zu mir?!“
„Nee, Gerd, ich geh' all wieder. Dein Magd weiſt

mir die Tür. Jch weiß nich, ob das in dein Auftrag ge
ſchieht

Malle aber ſchrie lant: „Nein, ſie ſoll nich auf dein
Hof kommen, Gerd Clüver! Sie ſoll nich mit ihr falſe
Smeichelwortens dich in ihr Netzens locken! Sie hat den
Teufel Asmodi wie Raguels Tochter im Buch Tobias!
Wekkeen nm ſie freit, den bringt ſie den Dot!“

Eva ſchrie auf. Die Schürze vor das Geſicht ſchlagend,
ſtürzte ſie weinend über die Brücke zurück. An ein vaar
Dirnen, die auf der Dorfſtraße ſpazieren gingen, klammerte
ſie ſich wie Schutz ſuchend, aufgelöſt in Schluchzen.

Da mußte Gerd Clüver es aufgeben, ihr zu folgen.
Wie vernichtet ſtand er. Das Glück hatte ihn gegrüßt,

ſein heißerſebntes, johrelang erflehtes Glück hatte den Fuß
auf ſeine Schwelle geſetzt und mit grauſamem Wort ver-
ſcheuchte es, die hier vor ihm ſtand, ſtrahlend in unver-
holenem Triumph.

Er hätte Malle erwürgen mögen in ſeiner Wut. Aber
mitten durch ſeinen Zorn klang ihre ſeltſame Warnung in
ſeiner Seele nach und lähmte ſeine Hand.

„Mußt mir jede Freude zunichte machen, Giftotter
du?!“ mwurmelte er zwiſchen den Zähnen. „Verflucht der
Tag, da ich dich in mein aus genommen hab'!“

(Fortſetzung folgt.)
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s in Abzug zu bringen, denn die Steuerabgabe ſoll
chsregi treffen, der die Schenkung vorgenommen hat. Abzugs-würſe t auch der Vetrag einer Kapitalabfindung als Entſchadi-
Kriege n r die durch Körherverletzung herbeigeführte völlige oder

ierbei, gurs e Erwerbsunfähigkeit. Dem auf den 81. Dezember 1918
lung a elten Vermögen ſind hingzuzurechnen, wie ſich ſchon aus

zur r feſtge bigen Ausführungen ergibt, unter anderem Schenkungen
verden, de den ſonſtige Vermögensübergaben. Es erweiſt ſich alſo, zumal
e vom Ver n eine verſchärfte Auskunftspflicht der Notare und Gerichte
Geſetz wer ewirkt werden wird, als zweckmäßig, wenn z. B. Eltern, um
e die Zu r zu niedrigeren Steuerſätzen zu kommen, Vermögensteile
inden wich da hre Kinder verſchenken.
be ſür um Vermögensſtand vom 81. Dezember 1918
ällt in z I ferner unter anderem hinzuzurechnen: Beträge, die im Ver
nen und gungezeitraume in ausländiſchem Grund oder Betriebs
selperſong zgen angelegt worden ſind. Der Geſetzentwurf will damit
m etmdger rhindern, daß in der Zeit vom 81. Dezember 1913 bis 81. De

bleiben rer 1918 abgewanderte Vermögen der Steuerpflicht entzogen
dem Kriege en. Weiter ſoll der Verflüchtigung des Vermögenszuwachſes
mmen er entgegengewirkt werden, daß Beträge, die zum Erwerbe

on Gegenſtänden aus edlem Metall, von Evelſteinen oder Per
trägt von Kunſt, Schmuck oder Luxus-Gegenſtänden, ſowie von
in kommen mmlungen aller Art aufgewendet worden ſind, ſich der Steuer
der pflicht entziehen. Ausgenommen find aber wiederum Kunſt
genen fe lebender oder ſeit dem 1. Januar 1909 verſtorbener deut
gefangenen J ſger, fowie im Deutſchen Reiche wohnender Künſtier.
bſten ange Der Geſetzentwurf geht aber noch weiter als das
ür die wed griegeſteuergeſetz. Es ſind nämlich dem nsſtand vom

Dezember 1918 hinzuzurechnen Beträge, die im Ver
rhoben be lagungszeitraum zu Anſchaffungen jeder Art verwende:
beträgt a porden ſind, ſoweit ſie insgeſamt 10 000 Mark überſteigen und
ſten ange J tie erworbenen Gegenſtände uſw. am Ende dieſes Veranlagungs-
r Wien r Degember 1918) noch im Beſitze des Abgabe

auſend, ichtigen ſind. tW. vor Höhe der Kriegsabgabe, die nur von dem den Betrag
aßgebend on 3000 Mark überſteigenden Vermögenszuwachs erhoben wird,
er ver J wmägt für die erſten angefangenen oder vollen 10 000 Mark des

chgabepflichtigen Vermögensszuwachſes 10 v. H. und ſteigt bis
der e n 100 v. H. des abgabepflichtigen Vermögenszuwachſes. Es wird

e ch dicſen Abgabeſätzen jeder über 500 000 Mark hinausgehende
tßerordent. ebgabepflichtige Vermögensgzuwachs völlig fortgeſteuert, und ſo
höchſte A. damit niemand nach Erfüllung der Abgabepflicht von dem
undert be ahgabepflichtigen Vermögenszuwachs mehr als 199 500 Mark

c rt dem Die Geſetze fe werden etzgeDeillion R en zur endgültigen Beſchlußfaſſung unterbreitet werden
geren Ge
vorgeſehen,der de I Kandidaten der Dent'chnationalen Volkspartei
e Staats Wahlkreis Vreslau. Es kandidieren zur deutſchen Natio-
W Feh „aberſammlung. 1. Profeſſor Dr. Semm ler Sreslau.

n e kiſenbahnRechnungsreviſor Degkerk Breslau, 3. Land
r dit Hin keGuſten, Kreis Ohlau, 4. Oberpoſtſchaffner Kaps

z Kriege pell e Breslau 5. Superintendent D. GberleinStrehlen,
v von e gaufmann Dr. Dziglas Breslau, 7. Stadtverordneter

e De i Nrerrevifſor Thum Breslau, 8. Frau Profeſſor Kauf mannelperſonen Freslau, 9. Volksſchullehrer Gott wart Reichenbahh, 10.
ſie Geſel- giſenbahnzimmerer Schönfelder- Bresbau, 11. Direktor
1 w Sir e. Maurer und Himmermeiſter l n

ecke Nimpiſch.
uergeſete zur preußiſchen Nationalverſommlung kandidieren:
t die Ncdornſteinfegermeiſter Conradt Breslau, 2. Rektor Lu

7 on M efſowitz Schweidnitz, 8. Rittergutsbeſitzer von Keſſel
13 tiz oberglauche, 4. Paſtor prim. KräuſelBreslau, 5. Geſchäfts

gesahll N. rer HonerpeikBreslau, 6. Frau Elſe ConradJeitreun Sakrau, Kreis Oels, 7. Guteb.ſier Kracker v. Schwartzen-
feld t Groß Sſirding, Kreis Breslau, 8. Rektor Müllern 6 b V reelau, 9. Juſtizrat Hoffmann Brieg, 10. Landrat a. D.

eſehei von Goßler Schätz, Kreis Guhrau, 11. Generalſekretär
Kube- Breslau, 12. Erb'ſcholtiſeibeſitzer Vo 8 e I Kuſchlau, 13.

ſtanden Sodtrat Strecker-Ohlau, 14. Kaufmann Kaiſer Breslau,
des Wehr- t. Volksſchullehrer Suchanek- Altwaſſer, 16. Kaufmann
erechnun Tietz e Namslau, 17. Rechtsanwalt Dr. Friedrich Bresieht lau, 18. Erbſcholtiſeibeſitzer Brandt- Jakobsdorf, Kreis
tliche Ab- vamslau.
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Wahlkreis Düſſeldorf 1. Die Deutſchnakionale Volkspartei
und die Deutſche Volkspartet gehen bei den Wahlen zur Natio
walver ſammlung und zur preußiſchen Landesverſammlung ge

l grund weinſamn vor. Die Kandidatenliſte für die Nationalver
gensſtande ſammlung ift: 1. chriſtlich- nationaler Gewerkſchaftsſekretär
Von den Koch Ebberfeld, 2. Rechtsanwalt Kempkes- Eſſen, 8. Ober
1918) iſt
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Abgabe

rſon be
31. De
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ßzeitraum
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31. De

lehrerin von Tiling-Elberfeld, 4. Diplom- Ingenieur Rühl-
Düſſeldorf-Gerresheim, 5. Geſchäftsführer Adams Eſſen, S.
Fabrikant Stolz mann Solingen, 7. Landwirt Schlievper-

Laubach bei Mettmann, 8. Frau Trendel- Düſſeldorf,
Poſtſekrefär Grotepaß-Wermelskirchen, 10. Kaufmann

Linder Remſcheid. 11. Telegraphenoekilftin Braun Düſſel
dorf, 12. Schloſſer Wiſſenbach Düſſeldorf.

Für die Wahlen zur preußiſchen Landesverſammlung
ſind folgende Kandidaten aufgeſtellt 1. Schulrat Linz-
Zarmen, 2. Kaufmann Neuhaus Düſſeldorf, 3. General
ſuperintendent D. Klingemann-Koblenz, 4. Generaldirektor
Tdengelmann-Eſſen, 5. Arbeilerſekrelür Hein-Barmen,

ller war Na Oberlehrerin Lingelbach- Remſcheid, 7. Telegraphen-
Stirn J eehilfin Braun Düſſeldorf, 8. Gymnaſtaldirektor Profeſſor
ihren de. Köllmann-Lennep, 9. Schneidermeiſter Geppert-

Maria I Slberfeld, 10. Fabrikant Stock Barmen, 11. Oekonomierat
Frei ſßummelsheim- Hemmelraterhof, 12. Bergmann Seidel-

e Maß Katernberg bei Eſſen, 13. Kaufmann Schmachtenberg-
Nettmann, 14. Arbeiterſekretär Le pper Düſſeſdorf, 15. Fräu
lin Schuchart- Glberfeld, 16. Weichenſteller Fingſcheidt,

ein varmen, 17. Lehrer Borchart- Eſſen, 18. Juſtizrat Dr.
alle ab Hinsber ge Barmen.

Wahlkreis Ober-, Mittel und Unterfranken. 1. Oekonomie-
rat Weilnböck Stadtſteinach Ofr., 2. Geheimrat Dr. Zorn

r Ansbach, 8. Landwirt Bach mann Weſtheim Nfr., 4. Kauf
t mann und Handelsrichter JIIgen- München 5. Bürgermeiſter

und Landwirt Wittmann-Gattienhofen Nfr., 6. Baumeiſter
Neiſter München, 7. Hofbeſitzer und Landrat Lochner-
Poppenleiten Ofr., S. Damenſchneiderin Sachſenhauſer-
Nünchen, 9. Buchhändler Schorkopfe Nürnberg, 10. Bohrer
deichmann- München, 11. Bundesſekretär Kögle-Nürn-
berg, 12. Landwirt WeigandHelmitzheim, 13. Bürger
meiſter Münch Berneck Ofr., 14. Generaloberveterinär
Prechtel- Nürnberg.

Kleine Nachrichten
Der Eid auf die Regierung und die Wahl. Jn Kreiſen der

Lffiziere wie überhaupt der Heeresangehörigen iſt
dielfach die Anſicht verbreitet oder auch wohl künſtlich genährt
worden, durch den Eid, den ſie auf die jetzige, republikaniſche
Regierung geleiſtet haben, ſeien die Militärs auch für die Wahlen
zur Nationalverſammlung feſt gelegt. Sie müßten nunmehr
euch am Wahltage für die jetzige Regierung Ebert ſtimmen. Das
i völlig falſch. Der Eid auf die jetzige Regierung hat mit der
Vahl nicht das mindeſte zu tunz er bezieht ſich nur

auf das Militärverhältinis, kann alſo die Wahl zurJetionalverſammlung in keiner Weiſe berühren. Bei dierer
Vahl ſoll ein jeder, auch der Soldat, ſeine Stimme gänzlich un
kefangen abgeben; eine vorherige Bindung wäre völlig unzu
Wſig. Die heutige Regierung beſteht ja überhaubt nur zu Recht
bis zum Zuſammentritt der Nationalverſammlung; mit deren
Dahl erliſcht ihre Gewalt. Schon daraus ergibt ſich, daß der
Fd auf ſie keine Verpflichtung für die Wahl enthält

Amerikaniſche Lebensmittel für Polen. Die Mitglieder der
i Lebensmittelkommiſſion erklärten. daß Amerika

die ſofort Liefernug von Setreide, Mehl,Reis r Fett für Polen beſchloſſen habe, und daß
Sie Speck, Schokolade, Kaffee, Tee, Leinewand, Leder,

und Sonſtiges d ächſt geliefert werden. Die Ankunft
der Schiffe ſei für Ende d. längſtens für Februar zu er
warten. Die amerikaniſche Kommiſſion verlangt nur, daß die
Lebensmittel ausſchließlich den Konſumenten zu genau
feſtgeſetzten Preiſen ausgeliefert werden müſſenin geiſtiger Rat. Die Geſchäftsſtelle der ſozialiſtiſchen
Arbeitsgemeinſchaft teilt mit, daß ſich am 9. Januar in Leipzig
als Reaktion gegen die Unfruchtbarkeit der bürgerlichen Räte
geiſtiger Arbeiter die ſogialiſtiſche Arbeitsgemeinſchaft begründet
hat. Sie will unter prinzipieller Förderung der wirtſchaftlichen
und ethiſchen Umwälzung der Verwirklichung der ſozialiſtiſchen
Jdeen dienen.

Halle und Umgebung
Halle, 15 Zanuar

Der Streik der Bergarbeiter
Am Montag traten, wie bereits gemeldet, die Bergarbeiter

der benachbarten Braunkohlengruben, und zwar „Klara-Verein“

bei Gröbers, „Alwine-Verein“ bei Bruckdorf, Grube von
der Heydt, „Hermine“ bei Oſendorf, „Hermine Henriette I
bei Oſendorf und II bei Döllnitz und „Friedrich Wilhelm
bei Eisdorf in den Ausſtand. Geſtern, am Dienstag mach
mittog, durſhzogen die Ausſtändigen in Stärke von etwa 2500
Mann unter Vorantritt einer Muſikkapelle mehrere Straßen,
u a. die Leipziger Straße, wo ſie der „Halleſchen Zeitung ihre
Ovationen darbrachten, nach dem Marktplatz, wo Kilian eine
Anſprache an die Demonſtranten hielt. Durch eine Abordnung
ließen die Arbeiter erklären, daß ſie geſchloſſen hinter dem Ar
beiterrate Halle ſtänden, den ſie „mit allen Mitteln“ zu ſchützen
entſchloſſen ſeien. Von hier aus ging es nach dem Gewerkſchafts
haufe, wo, wie es heißt, gegen die Gewerkſchaftsführer des Berg
arbeiter- Verbandes demonſtriert worden ſein ſoll. Die Berg
arbeiter verlangen ſofortige Sozialiſierung aller
Grubenunternehmungen, ſofortigen Rücktritt der Regie
rung Ebert- Scheidemann und Einſetzung einer entſchieden
ſozialiſtiſchen Regierung, Verbilligung des Lebens-
unterhaltes und Feſtſetzung auskömmlicher Mindeſt-
löhne. Wie wir hingegen von beteiligter Seite hören, ſind
offizielle Lohnforderungen der Bergarbeiter an die Unternehmer
nicht geſtellt worden. Bekanntlich ſind neuerdings zwiſchen den
Grubenbeſitzern und den Bexygarbeiterorganiſationen bereits
Lohnverträge abgeſchloſſen worden, die eine weſentliche Lohn
erhöhung mit ſich bringen

Die Metallarbeiter von Halle und Umgegend nahmen geſtern
in einer ſehr ſtark beſuchten Verſammlung die

Gegenvorſchläge der NMetallinduſtriellen an. Die Fach und
Spezialarbeiter erhalten danach rückwirkend vom 2. Januar d. T.
ab einen Mindeſtlohn von 1,60 M. ſtündlich und 10 Prozent
Teuerungszulage. Gefordert wurden von den Metallarbeitern
bekanntlich 2 M. für die Stunde. Die Abſchaffung der Akkord-
arbeit lehnten die Metallinduſtriellen ab, doch ſoll endgültige
Löſung dieſer Frage bis zum 1. April durch die Zentralinſtanzen
beider Organiſationen erfolgen. Die Metallarbeiter
nehmen am heutigen Mittwoch die Arbeitwieder auf.

Wie am Montag, ſo zogen auch geſtern nachmittag die
Metallarbeiter in geſchloſſenem Zuge nach dem Markwwlaß, wo
Kilian vom Arbeiterrat im großen und ganzen ſeine Rede
vom Montag wiederholte. Recht intereſſant waren ſeine Mit
teilungen über de geſtrige Magiſtratsſitzung. der er nur fünf
Minuten beigewohnt und dann unter Proteſt verlaſſen habe weil
die Magiſtratsmitglieder ihn, wie er ſagte, in verletkzender Weiſe
behandelt hätten. So habe der Oberbürgermeiſter Rive ihn als
„König von H all e“ und ein anderes Magiſtratsmitglied ihn
als „Lügner“ bezeichnet. Ferner ſei ihm nachgeſagt worden,
er wolle in Halle die NiederlaſſungSparkaciden ins Werk ſeten; dieſe Anwürfe müſſe er

energiſch zurückweiſen, denn der A.-Rat habe nicht das

und feft für eine evangeliſche Volkskirche eintritt. Wie in Zu
kunft unſer Verhältnis zu den Parteien fich geſtalten 5
wiſſen wir natürlich nicht, wir können jederzeit Wahlbünd niſſe
mit einer uns befreundeten Partei ſuchen.

7

Internationale Vereinigung ernſter BVibelforſcher
Die Vereinigung, die im letzten Kriegsjahr verſchwunden

war, tritt wieder in Halle auf den Plan. Am Sonntag hielt
der bekannte Herr Balzereit- Kiel im „Hohenzollernhof“
einen Vortrag, der fich in den alten abgetretenen Geleiſen be-
wegte und jede von geſchichtlichem Verſtändnis getragene „ernſte
Bibelforſchung“ wie ſonſt ſchon immer vermiſſen ließ. Mit der
vom Redner beliekten Methode der Schrifterklärung und des
Schriftverſtändniſſes läßt ſich alles oder nichts beweiſen. Sollen
die Gewiſſen ernſter Chriſten in der dunklen Gegenwart nomehr verwirrt werden? Jm Anſchluß an Apoſtelgeſchichte 17,

verkündigte der Vortragende, daß die Zeiten der Unwiſſenheit
auf politiſchem Gebiet uſw. jetzt vorüber ſeien. Er zog in ſehr
billiger Weiſe gegen die ſogenannte chriſtliche Kultur, gegen die

chriſtlichen Kanonen“, chriſtlichen Maſchinengewehre. „chriſt
lichen Gaſe“ los. Auch die Kriegsbetſtunden empfingen ein ver
nichtendes Urteil. Ob Herr Balzereit je in einer geweſen iſt?
Sonſt müßte er wiſſen, daß die Pfarrer weder den Krieg noch
den Haß geſchürt haben, wie er behauptete. Wir bezweifeln
ſtark, daß ein evangeliſcher Pfarrer in einer Nummer des
„Kieler Gemeindeblattes“, die wohlweislich nicht genannt wurde,
den Satz geſchrieben haben ſoll: „Darum ſorne ein jeder dafür,
daß unſer Haß weiterbrenne. Du mußt ſie (die Feinde) haſſen.“
Die Verbindurig von Kirche und Staat wäre in der Bibel als
„Hurerei“ gekennzeichnet. Wo ſteht das? Die religiöſen Lehrer
der ganzen Welt ſeien die Urſcrhe am Ausbruche des Weltkrieges.
Alſo auch Herr Balzereit. Oder nicht? Der Tod habe keine
Exiſtengberechtigung. Ein Altern und Sterben ſei in der Zu-
kunft ausgeſchloſſen. Jſt das „ernſte Bibelforſchung'? In dem
Tone ging es weiter. Und dann verſicherte der Vortragerde
allen Ernſtes, wir hätten aus ſeinem Munde die 7. Poſaune
(Offenb. 11, 15) gehört. Eine eigenartige Poſgaune! Auch für
Herrn Balzereit und ſeine Verkündigung gilt das Wort, unter
das ſich jeder ernſte Bibelforſcher“ willig ſtellen mußz: Es ge-
bührt euch nicht zu wiſſen Zeit der Stunde, welche der Vater
ſeiner Macht vorbehalten hat. (Avoſtelg. 1, 7.) Seiner Macht,
und niſht der Macht menſchlicher Weisheit des Herrn Balzereit.

Ein Trick
Man ſchreibt uns
Es iſt verſchiedentlich beobachtet worden, daß Angehörige

der Demokratiſchen Partei unter dem Deckwmantel
deutſchnationaler Zugehörigkeit die Auffaſſung vertreten, daß
die Deutſchnationalen nicht einen einzigen Kandidaten bei den
kommenden Wahlen durxchbringen würden. Jnfolgedeſſen ſet
jede Stimme für ſie verloren, und jeder Deutſchnationale täte
gut daran, ſeine Stimme wenigſtens der bürgerlichen Partei zu
erhalten und demokratiſch zu wählen.

Demgegenüber kann nicht ſcharf genug betont werden, daß
die Ausſichten für die Deutſchnationalen doch weſentlich anders
ausſehen. Man vergeſſe nicht, daß deren Macht durch die
Chriſtliche Volkspartei und die Deutſche Partei
ſo verſtärkt wird, daß ſie weit größer iſt als die der Demokrati
ſchen Partei.

Dem Bergrat Liebenau in Nordhauſen iſt unter Ver
ſetzung nach Halle (Saale) die Verwaltung des Berg
reviers Weſt Halle vom 15. d. M. ab übertragen worden.

Städtiſche Geſundheitspflege. Das Geſundheitsamt (ſtadt-
und ſchulärztliches Amt) hat ſeinen Dienſt wieder in vollem
Umforrge aufgenommen. Die ſchulärztliche Fürſorge, ausgeübt
von Stadtarzt Prof. von Drigalski, Stadtſchularzt
Dr. Peters und Stadtaſſiſtenzarzt Dr. Rech, erſtreckt ſich

auf alle Angehörigen ſämtlicher ſtädtiſcher Schulanſtalten. Alle

der Berliner
ganSeringſte mit den Spartakusleuten zu tun (2) Die Erklärungen

wurden mit Pfui- und Schmährufen gegen den Oberbürger-
meiſter und den Magiſtrat begleitet. Kilian gab alsdann noch
Gekannt, daß der Arbeiterrat neuerdings wichtige Beſchlüſſe ge
faßt habe, die unbedingt noiwenoig ſeien, um Ruhe und Ord-
nung in der Stadt aufrechtzuerbalten. Sollte aber von geg
neriſcher Seite wieder gegen den A. und S.-Rat gearbeitet wer
den, ſo wird die Arbeiterſchaft ihr äußerſtes Mittel anwenden
und in den Generalſtreik eintreten. Die von Kilian be
kanntgegebenen Beſchlüſſe des ARafs beziehen ſich u. a. auf die
Bewaffunng der öffentlichen Gebäude ferner die Entwaffnung
aller Zivilperſonen und Entlaſſung aller Freiwilligen, die bei
den Halleſchen Truppenteilen eingeſtellt worden ſind. Ferner
Tehnt der A.Rat alle Verantwortung ab für den Fall. daß die
ſtädtiſchen Beamten in einen Sympathieſtrei“ für den
Magiſtrat eintreten ſollen. Die Beamten, die freiwillig ihre
Stellen verlaſen, würden ihrer Penſion verluſtig gehen. Der
ARat beabſichtigt. wegen des Verhaltens des Magiſtrats gegen
über Kilian Proteſt zu erheben.

Die Evangeliſche Volfépartei
Aus Kreiſen der Evangeliſchen Volkspartei wird unsſchrieben: erHerr Paſtor D. Paaſche Dieskau hält die Gründung

der Evangeliſchen Volkspartei wie in Nr. 23 der „Halleſcheg
eitung“ ausgeführt wird als nicht im Intereſſe der Kirche
egend, ja er erklärt die Gründung

folglos. Dieſes abſchließende Urteil iſt zum mindeſten verfrüht.
Die Gründung der Evangeliſchen Volkspartei geſchah ganz im
pulſiv. Nach dem Zuſammenbruch des alten Deutſchland kamen
aus Nord und Süd, aus Oſt und Weſt überall Stimmen, die die
Gründung der Evangeliſchen Volkspartei befürworteten. So
ſchreibt Profeſſor D. Müller in SErlangen:
Chriſtentum ſoll ſich im neuen Volksſtaat politiſch betätigen, er
Chriſtentum, das nicht auf lauter Leiden und Dulden geſtimmt
iſt, ſondern auf Durchdringung der Welt mit ſeinen Kräften,
muß politiſch mitwirken.“ Treu kirchlich geſinnte Männer und
Frauen ſchloſſen ſich nun zur Evangeliſchen Volkspartei zu
ſammen und ſind trotz aller Bekämpfung leider auch von kirch-
licher Seite feſt überzeugt, daß die junge Partei feſte Wur
zeln im deutſchen Volke faſſen wird.
evangeliſchen Chriſten brauchen keine eigene Partei, hat heute
keine Berechtigung mehr. Wir wollen die anderen Vrrteien nicht
entchriſtlichen, in jeder Partei werden aufriſchtige Chriſten ſein.
Die Kirche ſteht an ſich über den Parteien, wir verlangen ja
nicht den Anſpruch, Generalvertreterin der Kirche zu ſein. Aber
das wollen wir werden, eine feſte Stütze der evangeliſchen K'erche,
die ſie in den nächſten Zeiten und in den bevorſtehenden ernſten
Kämpfen für und gegen den Chriſtenglauben iuch ſicher nötihaben wird. Wir wiſſem, daß in einigen politiſchen Parteien feſt

für die Aufgaben und Ziele der evangeliſchen Religien errge-
treten wird. Der gegen uns erhobene Vorwurf der Zerſplitte-
rung trifft uns nicht, unſerer vaterländiſchen Pflicht ſind wir
uns noll bewußt. Wir haben beſchloſſen, zu den jetzigen Wahlen
keine beſonderen Kandidaten aufzuſtellen, ſondern wir geben der
Partei am 19. und 26. Januar unfere Stimmen, die beſtimmt

adezu jetzt ſhon für eri Ausgabe an dieſer Stelle wiedergegeben wurde,

Das alte Vorurterl, die

Unterſuchungen und Beratungen durch die genannten Aerzte ge
ſchehen koſtenfrei. Die eigentliche ärztliche Behandlung ge
hört dagegen nicht zu den ſchulärztlichen Obliegenheiten, fon-
dern bleibt den Hausärzten uſw. vorbehalten. Es halten
Sprechſtunden ab im ſtädtiſchen Geſundheitsamt Schmeer-
ſtraße 111: Stadtarzt Prof. von Drigalski und Stadt
aſſtſtenzart Dr. Reſch für Angehörige der Mittel und
Höheren Schulen, Montag, Dienstag, Donners und
Freitag von 249 2640 Uhr vormittags, Stadtſchularzt
Dr. Peters für Angehörige der Volksſchulen Montag und
Donnerstag von 8—-0 Uhr vormittags, Dienstag und Freitag von
11--12 Uhr vormittags. Jn ſonſtigen Fragen der öffentlichen
Geſundheitspflege iſt der Stadtarzt auch zu anderen Zeiten auf
telephoniſchen Anruf (Magiſtrat) zu ſprechen.

Die Kleinhandelspreiſe für Nähfäden, die in dieſer Woche
zur Verteilung kommen, ſind folgende: Baumwollnähfäden
82 Pfg. für 1 Rolle zu 200 Metern, Leinenzwirn 15 Pfg. für
1 Wickel zu 20/25 Metern, Baumw. Stopfgarn 14 Pfg. für
1 Wickel zu 5 Gramm, Baumw. Strickgarn 19 Pfg. für 1 Docke
zu 10 Gramm, Doppelgarn 22 Pfg für 1 Docke zu 0 Gramm.
Infolge der allgemeinen Transvortſchwierigkeiten konnten die
Firmen Adelheid Ernſt, Thomaſiusſtraße, Alex Michel, Markt
platz 185, Mar Oppermann, Bernburger Straße 15, M. Peter,

Landsberger Straße 66, P. Wolf, Steinweg 20 a, die ihnen zu
gewieſenen Nähfäden nicht rechtzeitig hereinbekommen, doch ſind
ſie bereits unterwegs. Es können deshalb diejenigen, die ſich
bei oben genannten Firmen angemeldet haben, erſt nach einigen
Tagen beliefert werden.

Web-,Die Ausfertirungsſtelle für Beznugsſcheine für
Wirk-, Strick- und Schuhwaren im Grundſtück Cröllwitzer Str. 6

wird mit dem 15. Januar aufgehoben. Die Ausfertigung von
Bezugsſcheinen für die Einwohner des früheren Vorortes Cröll
witz erfolgt vom 16. Januar ab in der Ausfertigungsſtelle

RichardWagner- Straße 52, Ecke Böckſtraße.

ſehentlich

„Evangeliſches

Der Erklärung der 75er, die in der geſtrigen Morgen-
ſind folgende

die dem Manuſkript ver-Unterſchriften nachzutragen, 1Lingner, Böttger,nicht gtgefagt
Schaaf, RauDer große Dienſtbotenmangel, der beſonders während des

Krieges herrſchie, hat auch jetzt, obgl. ich tagtäglich ſoviele funge
Mäd hen aus der Kriegsinduſtrie, dem Bahn oder Poſtdienſt
entlaſſen werden, noch keineswegs nachgelaſſen. Zum Teil liegt
das an den jungen Mädchen ſelber, die ſich natürlich nur ſchwer
entſchließen können, nach der gut bezahlten Fabrikarbeit uſw.
die verhältnismäßig gering entiohnten Stellen in Privathaus-
halten anzunehmen. Aber es gibt auch viele unter ihnen, die,
weil ſie urrbedingt auf Verdienſt angewieſen ſind, ſehr gern eine
ſolche Stelle haben möchten, aber keine bekommen können, weil
ſie noch keinerlei Vorbildung für dieſe Tätigkeit haben und die
meiſten Hausfrauen nur geſchultes, älteres Perſonal haben
wollen. Es liegt aber im weitgehendſten Intereſſe der Haus
frauen ſelber, wenn ſie hier etwas mehr Entgegen-
kommen zeigen und ſich auch dazu bereit erklären, ſolche un
gelernten fungen Mädchen einzuſtellen und anzulernen; denn
nur auf dieſem Wege kann ſowohl augenblicklich dem Dienſt
botenmangel abgeholfen werden als auch für die Zukunft ein
größeres Angebot an geeigneten und geſchultem Hausperſonal
geſichert werden. Welche Bedeutung auch die Regierung dieſer
Frage beimißt, geht daraus hervor, daß ſie bereits vor einigen
Wochen durch ein Rundſchreiben an die Verwaltungsbehbörden
angeregt hat, in den land wirtſchaftlichen Wanderhaushaltungs-
ſchulen kurze Lehrgänge zur Ausbildung ſolcher ungelernten
Mädchen für die Hauswirtſchaft abzuhalten.

waren:



Die Eintrittskarten für die zweite große Kundgebung gu
Vnunſten unſerer kriegsgefangenen, deutſchen Landsleute in
allen Srdteilen, die Herr Juwelier Tittel hier am 2. Februar
veranſtaltet, waren bereits geſtern, am erſten Ausgabetage, ver

ffen. Zu der dritten graue Kundgebung, die Herr
ttel auf vielſeitigen unſch für Sonntag dem9. Februar, vormittags von 11--2 Uhr im großen Saale der

Saalſchloßbrauerei zu Halle Giebichenſtein noch anberaumt hat,
werden die Eintrittskarten (gelbe Karten) von morgen abausgegeben. Ohne Eintrittskarten kann der Jutritt
leider nicht geſtattet werden, um eine Ueberfüllung des
Saales zu dermeiden.

ü. Lehrerverein Halle und Umgegend ſprach letzthin
Lehrer König (Büſchdorf) unter großem Beifall über Die
Trennung von Kirche und Schule“. Redner beleuchtete zunächſt
die geſchichtliche Verbindung beider bis zu den Kämpfen vor
dem Kriege, wobei er auf Bremen, Hambu Zwickau und
Meiningen hinwies, wo jetzt noch in der Schule in alter Liebe
und Treue der Religionsunterricht von den Lehrern erteilt
wird. Der Staat als Macht, Recht und Kulturfaktor hat die
Pflicht, ſeine Bürger zu erziehen. Er begann mit der Grün-
dung von Schulen bei ſeiner wirtſchaftlichen Entwickelung nach
der Reformation. Die Religion als 2000 jähriger Kulturfaktor
kann nicht aus der Staatsſchule entfernt werden. Die Ge
ſchichte des Staates hängt eng mit der Geſchichte der Kirche zu
ſammen. Malerei Baukunſt, Muſik und Poeſie werden eben
falls in Verbindung mit der Religion beſſer verſtanden. Die
Erteilung des Religionsunterrichts darf aus politiſchen Gründen
nicht allein von der Kirche erteilt werden; die Auſſicht darüber
führt der Staat. Das Weſen der Religion iſt nach Schleier
maher, Hegel, Wund u. a. Philoſovhen nicht nur Glaube und
Gefühl, ſondern die Spannungskraft, die hinüberdrängt zum
Handeln. Darum iſt in der Natur, Geſetzes- und Geſinnungs-
religion nicht die Lehre die Hauptſache, ſondern das geſchichtlich
Erlebte, das Handeln. Das Problem der Trennung von
Staat und Kirche bzw. von Kirche und Schule iſt nicht neu,
ſchon engliſche, franzöſiſche und deutſche Philoſophen
17. Jahrhundert ſtellten dieſe Forderung.
von Kirche urd Schule
werden.
den Religions- Unterricht in geſchichtlicher Form auf chriſtlicher
Grundlage. Daran ſchloß ſich eine vielſeitige Ausſprache.

Kothe- Abend. Wir machen nachmals darauf aufmerk-
ſam, daß heute, am Dienstag, der Liederabend von Robert
Kothe im Saal der Lage zu den 5 Türmen ſtattfindet, in dem
das völlig neue 15. Programm zum Vortrag kommt.

Provinz Sachfen
Aus der Deutſchnationalen Volkspartei

Schwerz (Saalkreis), 13. Januar.
Seitens der Deutſchnationalen Volkspartei wurde für die

drei Nachbarge meinden Dammendorf, Schwerz und Spickendorf
in Schwer z eine gutbeſuchte Verſamanlung abgehalten. Nach-
dem Studie naſſeſſor Kohlmann Halle kurz die Beſtrebungen der
gegneriſchen Parteien, der ſozialdemokratiſchen in ihren drei
Gruppen und der demokratiſchen, dargelegt hatte, ſprach er aus
führlicher über Programm und Ziele der Deutſchnationalen
Volkspartei. Davguf äußerte ſich Paſtor Gößler-Schwer z
über die allgemeine Lage und die verſchiedenen Möglichkeiten,
die für die Zukunft unſeres Volkes und Vaterlandes vorliegen.
Des näheren ging er dann ein auf die Frage der Trennung von
Kirche und Staat unter Hinweis auf die Forderungen, welche die
Kirche bei einer etwaigen Trennung ſtellen müßte an den Staat.
Schließlich legte er den Unterſchied dar zwiſchen der bisher
übbichen Majoritätswahl und der neuen Verhältniswahl und er
klärbe die Art der letzteren und die Feſtſtellung des Reſultates
an Beiſpielen.

Paſtor Scholl-Dammendorf verbreitete ſich ausführ-
lich über die Gefahren, welche der Kirche erwachſen würden, falls
die beabſichtigte Trennung von Kirche und Staat nach dem fran
zöſfiſchen, durchaus kirchenfeindlichen Muſter erfolgen würde wo
wäre da etwas zu ſpüren von der „Freiheit“, die ja vom Sozialis
mus ſo gerühmt wirdl! Ein derartig vadikaler Plan wird er
wogen; hoffen wir, daß ein weſentlich milderer zur Ausführung

t Bei der Trennung
ſoll nicht die Religion entfernt

gelangt.

Lehrer f-Dammendorf ſprach über die
Preſſe, die Gefahren des Bolſchewismus, den Mittelſtand, der
das Rückgrat des Volkes ſein müßte. Sachliche Ausführungen
des Sozialdemokraten Herrn TümpelDammendorf gaben will-
kommenen Anlaß zu weitever Ausſprache.

Die Vortvagenden forderten auf, ſich für diejenige Partei zu
entſcheiden, die am wärmſten für die nationalen und kirchlichen
Intereſſen eintritt, d. h. für die DeutſchnationaleVolkspartei. Auch von den Frauen möge keine der Wahl
ne fernbleiben. Sicherlich hat die wohlgelungene Verſaman
lung zu mancher Klärung der Anſchauungen beigetvagen und für
die gute, patriotiſche Sache ſo manchen erwärmt.

Stumsdorf, 13. Januar.
Hier fand eine ſtarfbeſuchte Wählerwerſammlung der

Deutſchnationalen Volkspartei ſtatt, zu der ſich
auch von den umliegenden Ortſchaften zahlreiche Teilnehmer ein
gefunden hatten. Herr Rechtsanwalt Spilling- Halle a. S.
entwickelte in klarer und feſſelnder Weiſe das Programm der
Partei und erntete reichen Beifall. Nachdem noch verſchiedene
andere Redner das Wort ergriffen, zeichnete ſich am Schluß der

n ein großer Teil der Verſammelten in die Partei-
ein.

un

Eine mittelnorddeutſche Republik
Braunſchweig, 13. Januar.

Die braunſchweigiſche Regierung fordert durch einen Aufruf
zur Bil einer mitbelnorddeutſchen Bundesrepublik auf. Als
vorläufige Verfaſſung dieſes Gemeinweſens ſchlägt die braun-
ſchweigiſche Regierung eine Verfaſſung ähnlich der Schweiz vor,
worüber die Arbeiter und Soldatenräte der verſchiedenen Ge
biete zu beſchließen hätten. Der Aufruf ſchließt: „Eile tut not!
Es en die Nationalverſammlung vor eine vollendete Tatſache
zu ſtellen.

Thüringer Bahnprojekte
pk. Ruhla, 12. Januar.

e preußiſche Eiſenbahnverwaltung hat neuerdings die
Baukoſten für die Bahn Waltershauſen--Ruhla--Liebenſtein
auf 17,5 Millionen M. veranſchlagt, eine Summe, welche die
Rentabilität gänzlich ausſchließt und die Hoffnung auf baldige
Verwirklichung des zweifellos wichtigen Projektes vernichtet.
Die hieſigen Schuhmacher haben ſechs Zentner prima Sohlen-
leder zum Preiſe von 6,10 M. für das Pfund zugeteilt erhalten.Das Leder entſtammt einem für Heeresbedarf deſimmten Lager

in Waltershauſen, das von dem dortigen Arbeiterrat beſchlag-
nahmt worden war.

n. Cöthen, 13. Spartakiſtiſche Umtriebe.)
Jmmer wieder u es die Unabhängigen und Spartagkiſten,
auch in Anhalt Fuß zu faffen, deſſen muſterhafte Ruhe und
Ordnung ihnen „nicht in den Kram paßt“. Bisher hatten ſi
aber nie Glück damit. Am Sonnabend hatten ſie Cöthen als

ld ihrer Tätigkeit auserſehen. vorher waren ſparta-
tiſche Flugblätter verteilt worden, die Liebknecht verherr-

lichten und zum Sturz der Regierung aufforderten. Auch mit
den FlugblattVerteilern war kurzer Prozeß worden.
Man halte ſie verhaftet und die Blätter vernichtet Am Sonn
abend früh fand ſich etwa ein Dutzend aus Halle

ein. die an Slementen aus Militär und Zivil
bevölkerung Unterſtützung fanden. Am Nachmittag organiſierten
dieſe eine „Arbeitsloſendemonſtration“ auf dem tplatz vor
dem Rathauſe. Jn Cöthen gibt es kaum 30 Arbeitsloſe, die ſich
der Sache fernhielten. Was mitlief, war eine vecht zweifelhafte
Geſellſchaft, weiter Neugierige, Frauen und Kinder. Zur Ab-
wendung eines Putſchverſuches und zur Aufrechterhaltung der
Ordnung waren energiſche Maßnahmen getroffen worden. Der
Bahnhof und die wichtigſten öffentlichen Gebäude waren mit
Maſchinengewehren auch ſtanden den Behörden ge
nügend zuverläſſige Truppen zur Verfügung. Die „Demon-
ſtration* verlief denn auch recht kläglich; die Teilnehmer
drückten ſich bald und auch die Arbeitsloſen wurden mit dem
Hinweis auf die Hunderte von offenen Stellen im Arbeitsnach-
weis ſchnell zum Schweigen gebracht. Am Spätnachmittag war
von der ganzen Bewegung nichts mehr zu bemerken. Am Abend
and eine Verſammlung der Unabhängigen ſtatt, deren ſchwacher

ſuch ein weiterer Beweis dafür war, daß für die Ueber
radikalen hier kein Boden vorhanden iſt. Vom A. und S.-Rat
und den Mehrheitsſogzialiſten wurde den Spartakiſten ganz, ge

heimgeleuchtet. Zur Sicherung der Wahllokale am nächſten
Sonntag ſind alle Vorbereitungen get

Nordhauſen, 13. Jan. (Stadtverordneten-ſitzung.) Jn ihrer Sitzung wählten unſere Stadtverordneten
den Rentner Wieſe zum 1. und den Geheimen Juſtizrat Koſſinnazum 2. Vorſitzenden, den Stadtoberſekretär Echtermeher zum 1.

und den Handelsſekretär Dr. Schmidt zum 2. Schriftführer
wieder, bewilligten 8570 M. Koſten für einen Entwurf zum Ver
waltungsgebäude und Krematorium des neuenFriedhofes. Mitgeteilt wurde, daß der Regierungspräſident
zu Erfurt die Wiederwahl der beiden unbeſoldeten Stadträte
Schulze und Werther auf 6 Jahre beſtätigt hat.

s. Aken, 13. Jan. (Truppeneinzug.) Geſtern vor
mittag traf das geſamte Artillerie- Regiment Nr. 31, das am
Donnerstag in Weilburg an der Lahn verladen war, in i

Tovansportzügen mit ſämtlichen Geſchützen und dem dazugehörigen
eu, Material hier ein.
im

Teile des Regiments Nr. 31 (Reſerve-
formation) ſind ſchon ſeit Anfang Dezember hier einquartiert.

Die Mannſchaften ſino alle in der neuen Mädchenſchule, die in

urd eine Kaſerne umgewandelt iſt, unteDie Kirche erteilt den konfeſſionellen, die Schule nur
racht. Von jeder Batterie

iſt ein Geſchütz mit Bemannung nach Zoſſen abgeordnet, wo ſie
zur Verſtärkung der Regierungstruppen dienen ſollen. DerKirchengeſangverein führte geſtern in der Marienkirche ein Weih-
nachtsoragtorium mit Begleitung der Stadtkkapelle vor etwa
Se n auf. Die Darbietungen hatten einen ſchönen

g.
y. Nordhauſen, 18. Jan. (Verunglückt) Jn die hieſige

Klinik wurde eingeliefert der beim Magiſtrat der benachbarten
Harzſtadt Haſſelfelde beſchäftigte jugendliche Schreiber Herfurth
aus Trautenſtein, der ſich beim Spielen mit einem Gewehr ſchwer
verletzt hat. Er hat von oben in den Lauf der Schußwaffe ge
ſchaut; dieſe iſt losgegangen und die Kugel über dem Auge in
den Kopf gedrungen. Der Verunglückte liegt ſchwer darnieder.

d. Oſterwieck, 14. Januar. (Ein größeres Schaden-
feuer) äſcherte die große Scheune des Gutsbeſitzers O. Söllig
hier vollſtändig ein. Das Feuer fand an den Stroh- und
Futtervorräten reichliche Nahrung. Während das Vieh aus den
Ställen getrieben werden konnte, iſt ein Teil des erſt gedroſche-
nen Getreides mitverbrannt. Der Schaden wird auf 106 000
Mark geſchätzt.

Magdeburg, 13. Jan. (Diebſtahl im Dom.) Die
bisher auf dem Altar der Ernſt- Kapelle des Domes liegenden

auslaufenden Oelmengen

ſogenannten „Tilly-Stiefel“, Reiterſtiefel aus der Zeit des
Dreißigjährigen Krieges, ſind vermutlich durch Leute, die den
Turm beſtiegen hatten, aus einem verſchloſſenen Schrank ge-
ſtohlen worden. Ein ſehr gefährlicher Brand brach Freitag
abend im Betriebe der Faberſchen Zeitungsdruckerei aus. Un
mittelbar am Zuführungsrohr zum großen Treib-Oelbehälter der
Dieſelmotoren, das durch den Raum führt, entſtand ein zunächſt
ganz unbedeutendes Feuer. Etwas Oel breitete ſich ſchnell aus,
die Holzverſchalung der Fahrſtuhlmaſchine wurde ergriffen und
nun zerſtörte die Glut bald das Zuführungsrohr ſelbſt. Die

breiteten ſich faſt über den ganzen
großen Rotationsmaſchinenſagl aus. Gegen 10 Uhr abends
war der Brand in der Hauptſache gelöſcht. Nachts um 4 Uhr
brach erneut Feuer aus, das die Feuerwehr etwa eine Stunde
beſchäftigte. Die Zerſtörungen in den Betriebsräumen der
Zeitungsdruckevei ſind heträchtlich. Jn erſter Linie iſt die neue
Rotations maſchine ſamt ihrer elektriſchen Einrichtung ſchwer in
Mitleidenſchaft gezogen und jedenfalls auf einige Wochen nicht

betriebsfähig. Die Höhe des Schadens, der durch Verſicherung
gedeckt iſt, iſt noch nicht zu überſehen

Volkswirtſchaft
Der Reichsanzeiger veröffentlicht eine Bekanntmachung

über die Gültigkeit wirtſchaftlicher Verordnungen und Ver-
ordnungen über Druckpapier, betr. Anſtellung und ZurKuße
fetzung von Reichsbeamten, über Wahlvorſchläge für die deutſche
Nationalverſammlung im Wahlkreis Poſen, über den Jahres
arbeitsverdienſt in der Seeunfallverſicherung, über Mitwirkung
von Werksangeſtellten in der Verteilungsſtelle
für die Kaliinduſtrie, über Verwertung von Speiſe
und Küchenabfällen und über Namensänderung von Behörden.

Der Vörſenhandel in den Revolutionstagen. Der „Voſſ.
Zeitung“ zufolge ſpielte ſich der Handel von Büro zu Büro,
geſtern, wie in den börſenloſen Tagen der vergangenen Woche,
in engſten Grenzen ab, wobei eine ſtetige Haltung nicht nur für
heimiſche Rentenwerte, von denen Reichsanleihe bevorzugt blieb,
ſondern auch für die herrorragenden Dividendenpapiere unver
kennbar war. Bemerkenswet iſt im Anſchluß an Hamburg das
Intereſſe für Schiffahrtspapiere, insbeſordere für Aktien von
Binnenſchiffahrts-Geſellſchaften, wobei die heute vorli
Meldung von der Wiederaufnahme des Verkehrs mit Helgoland
von förderlichem Einfluß war. Jm Verkehr von Büro zu Büro
waren heute ruſſiſche Noten ſtark angeboten. Auch aus
ländiſche Renten ſtellten ſich niedriger.

Zinsſätze bei den Darlehnskaſſen. (Amtlich.) Jn der
Oeffentlichkeit beſtehen über die abpeſtuſten Zinsſätze, welche bei
den Darlehnskaſſen bei Lombardierungen in Anrechnung
gebracht werden, keine klaren Vorſtellungen. Nach den neueſten
Aenderungen gilt nunmehr für die Lombardierung von Wert
papieren und die anderen zugelaſſenen Beleihungsobjeke ein
Zinsſatz von 550 v. H. Für die Beleihung von Kriegsanleihe
wird ein Vorzugszins von 534 v. H. gerechnet. Bei den Dar
lehen, die zum Zwecke der Einzahlung auf KriegsanleiheZeich
nungen aufgenommen werden, iſt der Zirsfuß ſogar auf nur

536 v. H. feſtgeſetzt. ß1. Kohle für die Zerbſter Jnduſtrie. Die in dem vom Kreiſe
Zerbſt angekauften und in ſeiner Regie abgebauten Braunkohlen
lager in Bräſen (Kreis Zerbſt) gewonnene Kohle ſoll nun
auch, wie urſprünglich des geringen Umfanges des Lagers
wegen etwa 100 000 Hektoliter nicht beabſichtigt war,
induſtriellen Zwecken erutzbar gemacht werden, da ſonſt hier be
deutende Werke wegen Kohlenmangels ſtilliegen und die
Arbeiter entlaſſen müſſen. Das Lager hat in den tieferen
Schichten gute Knörpelkohle, die ſich als Streckmittel für
Briketits, zur Verfeuerung für ſpätere Koksverwendung und bei
beweglichen Roſtanlagen auch allein in der Induſtrie gut ver
wenden laſſen wird. Kreis und Stadt werden für eine Er-
leichterung der Anfuhr und eine angemeſſene Preisgeſtaltung
ſorgen, um ſo Arbeiterentlaſſungen vorzubeugen. Als Haus-
brand hat ſich die Bräſener Kohle beſtens bewährt.

Die Lohnbewegung in der Thüringiſchen Nodel- und
StahlwarenFabrik von Wolff, Knippenberg K Co. in Jchters-
hauſen iſt durch Entgegenkommen der Fabrikleitung beendet
und die Arbeit wieder aufgenommen worden.

Kriegsbeſchäbigte und Entlohnung in der Induſtrie
Arbeiterrat hat mit den umliegenden G.

tern und anderen induſtriellen Werken Verhandlun
geleitet, die dahin zielen,
Kriegsbeſchädtigten derſelbe
übrigen Arbeiter erhalten.

Hupothekenbank in Hamburg. Der Abſchluß des Ja
1918, des fünften und letzten Kriegsjahres, hat mit Ei ehe

Der

den von ihnen beſchat ein.
o hn gezahlt wird, wie be

des Gewinnvortrags aus dem Vorjahre in Höhe von 1 u
Mark einen Ueberſchuß von 6621 534,07 Mk. ergeben, derVerteilung einer Dividende von 10 Proz. ermöglicht. Di, die
ſchäftliche Tätigkeit verlief auch im Berichtsjahre in den du
den Krieg vorgezeichneten Bahnen. Auf eine Erweiterung urth
Pfandbriefumlaufs wurde verziſhtet, da alle freien Erkapitalien den Anforderungen des Krieges dienſtbar g. er.
werden mußten.

Folgen des Kohlenmangels. Wie vom Verlag der Berli
Ziegelwerke mitgeteilt wird, liegen für den Berliner zi, r
markt 100 Millionen Ziegel bereit,
nicht gebrannt werden können.

Sadiſche Anilin und Soda Fabrik in Mannheim
franzöſiſche Heeresleitung hat nach Mitteilung der amtliche
Korreſpondenz Hoffmann die Anilin- Vorräte der Geſellſchaft
Ludwigshafen a. Rh. beſchlagnahmt. wElbſchiffahrt. Am 13. Januar trafen die Kähne Nr. 88t1
und Nr. 5415 in Aken ein.

Die Leiſtungen der Arbeiter. Auf eine Anfrage an e
Anzahl von Berliner Großbetrieben wurde der Rückgang
Leiſtungen der Arbeiter, der ſich infolge der revolutionären Ver,
hältniſſe bemerkbar machte, durch ſchnittlich auf W e
ſchätzt. Bei einzelnen größeren Werken wurde er aber er
heblich höher angegeben.

Notſtandsarbeiten, Arbeitsloſe und Angebot. Wie aus Er.
furt gemeldet wird, haben ſich für die dortigen kommunalen Not
ſtandsarbeiten insgeſamt 17 Arbeitsloſe gemeldet, obwohl die
Anzahl der Arbeitsloſen 5000 beträgt. Die Löhne, die bei den
Arbeiten nach Uebereinkunft der Arbeiter mit dem Erfurter
Magiſtrat gezahlt werden, betragen pro Tag für Verheiratete
15 Mark, für Unverheiratete 12 Mark.

„H. 5.“-Sportberichte
Jugendpflege und Sportvereine

Alljährlich erhalten die Sport und Turnvereine, wie über.
haupt alle Organiſationen, die Jugendpflege treiben, von den
Regierungsſtellen einen Zuſchuß zu ihren Beſtrebungen. Auto,
matiſch wird von den amtlichen Stellen der dazu notwendige
Fragebogen verſandt und von den meiſten Organiſationen wohl
ebenſo beantwortet. Mit mechaniſcher Genauigkeit wird da
Geld dann angewieſen, daß man ſich über dieſe dem Geiſt
der Ordnung entſprechende Ausführung freuen kann. Die
Sache hat aber auch einen Haken. Durch dieſe Art iſt eine voll
kommene ſchematiſche Behandlung der Angelegenheit durchge-
führt, die nicht im Jntereſſe beider Teile liegt. Es werden den
größeren Vereinen gewiſſe Summen übermittelt, die,
ſachlich betrachtet, für den einen Verein eine große Hilfe,
für den anderen Verein eine Bagatelle bedeuten. Nehmen
wir z. B. an, daß ein Verein einen Sportplatz in Pacht
hat, ſo kann er oft mit dem Gelde ſeine Pacht decken. Dieſer
Pachtzuſtand iſt aber abſolut nicht das ſportliche Jdeal,
denn dieſe Plätze befinden ſich meiſt namentlich im jetzigen
Uebergangsſtadium, in einem Zuſtand, der ſportklich nie ganz
einwandfrei iſt. Das Ziel der Jugendpflege ſoll auch dahin
gehen, darauf zu dringen, der vugend eigene Stätten,
eigene ſportliche Heime zu bieten. Daher ſind die Vereine, die
in der glücklichen Lage ſind, ihre Sportanlagen als Eigen-
heim zu betrachten, anders zu bewerten. Das gilt für jede
Sportart, ob Fußball, Tennis, Waſſerſport uſw. Dieſe
Vereine haben natürlich auch mit ganz anderen Un koſten zu
rechnen. Die Unterhaltung derartiger Sportanlagen
geht, was den wenigſten wohl bekannt iſt, in die Tauſende,
während eine gepachtete Anlage höchſtens Hunderte verſchlingt

Wir meinen, daß hier ein Unterſchied in der Höhe der Zu
ſchüſſe gemacht werden muß. Und gerade im Intereſſe de
Sportes ſelber. Jn anderen Städten hat man dies längſt er
kannt und gibt den Vereinen mit eigenen Anlagen Summen,
die 1000 M. und mehr betragen. Dieſes Syſtem würde auch
anreizend auf die Vereine wirken, die noch keine eigene Anlage
haben und ſicher dieſe dazu bringen, auch für ſich eigene Sport

die wegen ſehen

plätze zu enDer Sportverein wird leider noch zu oft in da
Regiſter der üblichen Vereinsmeierei gebucht. Das iſt

undverkehrt. Wir brauchen die Sportvereine in ihrer Mannig
altigkeit notwendig. Wenn der Ruf „Raus aus der ſtickigen
Stube“ praktiſch durchgeführt werden ſoll und dem Städter,
beſonders dem Großſtädter Gelegenheit geboten werden ſoll
ſeinen Körper in Gottes freier Natur zu ſtählen, ſind Sport
vereine, große und kleine, notwendig. Aber ebenſo die
notwendigen Sportanlagen. Für die kleinen Vereine
muß geſorgt werden durch Schaffung vorbildlicher Ge
meindeſportplätze. Die großen Vereine, die dem Sport
das werbende Rückgrat geben, müſſen Beihilfen, Er
leichterungen jeder Art zur Anlage eigener Sport

ätten erhalten.p Noch ein anderer Punkt iſt zu beachten: Man hat jetzt überall

die Anſtellung ſtaatlicher, Jugenbpfleger durchge
führt. Warum werden dazu ſo wenig Sportleute genommen.
Könnte man nicht ſich dazu aufraffen, für den geſamten
S t Perſönlichkeiten zu gewinnen, die dank ihrer ErfahWehendyſtere auf dieſem Gebiete neue ge weiſen

können u.Der zweite Sonntag der Meiſterſchaftsſpiele in der
IIa- Klaſſe.

Da infolge eines Pokalſpieles von ſeiten Eintrachts
dem A. H. T. V.Platze die beiden Spiele EintrachtA
und A. H. T. P. -Hohenzollern nicht ſtattfinden konnten, fand in
der IIa- Klaſſe nur das eine Spiel Preußen M. V. f. B.
Lettin ſtait. Preußen ſchlug ſeinen Gegner glatt mit 11:0
(6 0). Preußen ſpielte dauernd überlegen, und Lettin, nur
mit 6 Mann, konnte gegen die techniſch viel beſſere Preu elf
gar nicht aufkommen, zumal die Bodenverhältniſſe nicht die
waren.

Der Stand der Spiele in der Ta-Klaſſe iſt alſo nach den
zweiten Spielſonniag folgender:

Geſp. Gew. Verl. Unentſch. Torverh. Punkk

Eintracht 7 6 1 28 7 13Preußen M. 8 6 2 S 37: 11 12Ammendorf 8 1 1 29 6A. H. T. V. s 2 21:8 5Hohenzollern M. 7 6 2 29V. f. B. Lettin 7 6 S 1 22Germania M. 7 m 6 47 9x

Winterſportbericht aus Schierke i. H. 11. Januar Schnes
höhe: 5 cm Neuſchnee, Temperatur: 0 Grad, Wind: windſtill
Skibahn: im Gange, Rodelbahn: ebenſo. Wundervoller Baum
behang.

Hauptſchriftleiter: Helmut Böttcher.Verantwortlich für den volitiſchen Teil: Helmut Böttcher Volkswirtſchaft
Ferdinand Querfurt:; für die Abteilung Kunſt, Wiſfenſchaft, Unterhaltung
ſowie für den lokalen Teil Adolf Meyer, für vrovinzielle Nachricht
Serichtsſaal und Sport und den übrigen redaktionellen Teil: Ferdi nenQuerfurt; für den Anzeigenteil: Paul Kerſten; ſämtlich in Halle

Verlag und Druck der Halleſchen Zeitung Otto Thiele, Halle a S.
Verlagsdirektor Robert Poetzſch.

e hn

Polkspa
der Unt

Unter
deutſchr

Herr V.
der De
Mißverf
Geſchäft
Graef,
derartig
Reichste

einzuzie
durch
Anerker

ſeinem

Kand
nachgek

Verfüg
didaten
wurde
daten

zu laſſ

runger
von ih
liegen
ſtändli
abzug

J

ſtändr
fällt,
dies

Stell
vereir

genar
frühe
ſeit

parla
einge
daß

Hand
dem

r


	Hallesche Zeitung
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nr. 26
	 - 
	 - 
	-
	 - 






